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Es gelten die nachfolgenden H
öhenbeschränkungen:

W
A 1 und W

A 2
M

axim
al zulässige H

öhe baulicher Anlagen
FH

 m
ax.

=   10,5 m
W

A 3
M

axim
al zulässige H

öhe baulicher Anlagen
FH

 m
ax.

=   11 m

Als 
m

axim
al 

zulässige 
H

öhe 
baulicher 

Anlagen 
gilt 

das 
M

aß 
vom

 
unteren

H
öhenbezugspunkt bis zum

 höchsten Punkt der O
berkante des G

esim
ses bei einem

 Pult-
oder Flachdachgebäude, bzw

. der Firstlinie bei einem
 G

ebäude m
it Satteldach oder daraus

resultierenden D
achform

en.

U
nterer H

öhenbezugspunkt:
H

öhenbezugspunkt für die Bem
aßung der H

öhe baulicher Anlagen ist die H
öhenlage der

an das G
rundstück angrenzenden Verkehrs- bzw

. Erschließungsfläche (als Baustraße oder
fertig ausgebaute Straße) in H

öhe der M
itte der überbaubaren G

rundstücksfläche. Bei
Eckgrundstücken ist die höher gelegene Verkehrs- bzw

. Erschließungsfläche m
aßgebend.

D
ie H

öhenfestsetzung nim
m

t Bezug auf die oberste substanzielle Kante einer baulichen
Anlage, 

nicht 
jedoch 

auf 
darüber 

hinausragende 
technische 

Zubehöranlagen
untergeordneter D

im
ension.

A.
 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gem

. § 9 Absatz 1 
 BauG

B i. V. m
. BauN

VO
1.

Art und M
aß der baulichen N

utzung [§ 9 Absatz 1, N
r. 1 und 2 BauG

B i.V.m
.

§ 16 BauN
VO

]
N

utzungsschablone
Art der baulichen

N
utzung

M
aß der baulichen

N
utzung

N
utzungseinschränkungen

G
rund-

flächen-
zahl
G

R
Z

G
eschoss-
flächen-

zahl
G

FZ

Zahl
der V

oll-
geschosse

Z

§ 19
§ 20

§ 20
§ 16 B

auN
VO

B.
Bauordnungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Absatz 4 
BauG

B i. V. m
. § 91 H

BO

B
auw

eise § 9
A

bs.1, N
r.2

B
auG

B
i.V

.m
. § 22

A
bs.2 und Abs.4

B
auN

VO

2.
H

öhen der baulichen Anlage [§ 9 Absatz 1 N
r. 1 BauG

B i. V. m
. § 16 Absatz 2

BauN
VO

 sow
ie § 18 Absatz 1 BauN

VO
]

3.   
Ü

berbaubare G
rundstücksfläche [§ 23 BauN

VO
]

D
ie überbaubaren G

rundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt.
C

.
Aufnahm

e der Inhalte des H
essischen W

assergesetzes
(H

W
G

) und des W
asserhaushaltsgesetzes (W

H
G

) gem
.

§ 37 H
W

G
 in Verbindung m

it § 56 W
H

G
 und Aufnahm

e der 
Satzungsregelung als Festsetzung in den Bebauungsplan 
gem

. § 9 Abs. 4 BauG
B

Zur Sicherung des W
asserhaushaltes und einer rationellen Verw

endung des W
assers und

zur 
Erhaltung 

der 
Leistungsfähigkeit 

der 
Abw

asserbehandlungsanlagen 
und 

zur
Verringerung von Ü

berschw
em

m
ungsgefahren soll, gem

. H
W

G
 und § 55 Abs. 2 W

H
G

, von
D

achflächen 
abfließendes 

und 
sonst 

auf 
dem

 
G

rundstück 
anfallendes

N
iederschlagsw

asser gesam
m

elt, verw
endet oder zur Versickerung gebracht w

erden,
w

enn w
asserw

irtschaftliche oder öffentlich-rechtliche Belange nicht entgegenstehen.

Zur Berücksichtigung oben genannter Landesregelung w
ird die R

egenw
assernutzung w

ie
folgt festgelegt:

1.
D

as Baugebiet ist im
 Trennsystem

 zu entw
ässern.

2.
Es 

w
erden 

private 
R

egenw
asserspeicher 

verbindlich 
festgesetzt. 

Sie 
sind

w
asserundurchlässig herzustellen. Sie m

üssen über einen Ü
berlauf an die Kanalisation

angeschlossen w
erden. Eine Verw

endung des Zisternenw
assers als Brauchw

asser ist
zulässig. 

D
as 

Fassungsverm
ögen 

der 
Zisternen 

m
uss 

m
ind. 

pro 
1,0 

m
2 

projizierte
D

achfläche 
30 

Liter 
 

R
ückhaltevolum

en 
m

indestens 
 

jedoch 
3,0 

m
3  

betragen. 
Bei

nachw
eislicher Ausführung von 50%

 der H
auptdächer (W

ohnhaus) der baulichen Anlagen
als extensiv begrüntes D

ach w
ird die H

erstellung von privaten R
egenw

asserspeichern
optional.

3.
Im

 
zu 

betrachtenden 
Bereich 

ist 
ein 

Trinkw
asserschutzgebiet 

W
SG

 
III, 

Tiefbrunnen
H

eringen ausgew
iesen.

4.
D

ie G
e- und Verbote der Schutzgebietsverordnung des R

egierungspräsidium
s G

ießen vom
10.12.1990 (StAnz. 2/91, S. 94) sind zu beachten.

5.
G

em
äß § 4 N

r. 21 der durch das R
egierungspräsidium

 G
ießen erlassenen „Verordnung

zum
 Schutz der Trinkw

assergew
innungsanlage der G

em
einde H

ünfelden“ vom
 10.10.1990

(StAnz 2/2991 S. 94) in Verbindung m
it dem

 hessischen Leitfaden „Erdw
ärm

enutzung in
H

essen“ sind innerhalb der w
eiteren Schutzzone (Zone III) Erdw

ärm
esonden generell

verboten. Ausnahm
en hierzu können von der Fachbehörde nicht in Aussicht gestellt

w
erden.

6.
G

em
äß 

des 
vorgelegten 

G
eotechnischen 

Berichts 
ist 

eine 
Versickerung 

von
N

iederschlagsw
asser am

 Projektstandort nicht m
öglich.

Zulässige
N

utzungen
gem

äß B
auN

VO

5.
Stellplätze und G

aragen [§ 12 BauN
VO

], N
ebenanlagen [§ 9 Absatz 1 N

r.4
BauG

B i.V.m
. §§ 14 und 23 BauN

VO
]

Planung:
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D
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arcellus Schönherr

S
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Bebauungsplan
für das G

ebiet "H
interm

 Kirchhof"
G

em
einde H

ünfelden, O
rtsteil H

eringen

Zufahrten, 
Einfriedungen, 

Stützm
auern, 

Stellplätze, 
G

aragen 
und 

C
arports 

sow
ie

G
artenterrassen und sonstige G

arteneinrichtungen w
ie G

artenhütten, Trockenm
auern etc.

sind auch in den nicht überbaubaren Flächen zulässig.
Vor 

G
aragen 

und 
C

arports 
ist 

zur 
Erschließungsstraße 

hin, 
ausdrücklich 

ein
M

indestabstand von 5 m
, von der G

rundstücksgrenze aus gem
essen, vorzusehen.

D
ie H

erstellung von R
ückenstützen von Tiefborden zur verkehrstechnischen Erschließung

ist auf den privaten Flächen zu dulden.

N
ebenanlagen gem

. § 14 BauN
VO

 sind innerhalb der überbaubaren Fläche insgesam
t

zulässig.
G

rundstückszufahrten 
und 

-zuw
ege 

sow
ie 

Stellplätze 
sind 

im
 

Sinne 
der

Eingriffsm
inim

ierung durch versickerungsfähige M
aterialien zu befestigen (Schotterrasen,

R
asengitter, Pflaster m

it hohem
 Fugenanteil, Abflussbeiw

ert größer 0,5). Ausnahm
sw

eise
kann 

davon 
abgew

ichen 
w

erden, 
w

enn 
betriebliche 

Abläufe 
oder 

die
G

rundw
assersicherung dies erfordern.

Zufahrten zu G
aragen und Stellplätzen dürfen nur so groß angelegt w

erden, w
ie es der

betriebliche Ablauf erfordert.

1.
Bauform

1.1
D

ächer

a)
Zulässig sind Flach-, Pult-, Sattel- und W

alm
dächer, sow

ie hieraus abgeleitete D
achform

en.
Tonnendächer sind ausdrücklich unzulässig.

b)
D

ie zulässige D
achneigung beträgt 0 - 45 G

rad.
c)

G
länzende und lichtreflektierende D

acheindeckungsm
aterialien sind (m

it Ausnahm
e für

Anlagen zur aktiven oder passiven N
utzung der Sonnenenergie) unzulässig. Für die

D
acheindeckung sind gedeckte Farben zu w

ählen.
d)

Staffelgeschosse sind nur bei eingeschossiger Bauw
eise allgem

ein zulässig.
e)

Bei zw
eivollgeschossiger Bauw

eise sind Staffelgeschosse dann zulässig, w
enn:

-
die 

der 
jew

eiligen 
Erschließungsstraße 

zugew
andten 

vorderen 
und 

dazu
entsprechend rückw

ärtigen Außenw
ände m

indestens 1,5 m
 hinter die Außenw

and
des darunter liegenden 

Vollgeschosses zurückspringen.
-

die D
achneigung m

ax. 15 Prozent beträgt.
-

die Außenw
andhöhe des Staffelgeschosses m

ax. 2,80 m
 beträgt und

-
die allgem

einen Voraussetzungen gem
. § 15 BauN

VO
 erfüllt sind.

1.2. Fassaden

a)
U

nzulässig 
sind 

Fassadenverkleidungen 
aus 

Sichtbeton, 
Kunststoff, 

glänzenden 
/

reflektierenden 
M

aterialien 
und 

Keram
ikplatten 

sow
ie 

abgetönte 
oder 

verspiegelte
Verglasungen.

b)
Anlagen zur aktiven oder passiven Sonnenenergienutzung sind zulässig.

5.
Energieeinsparung / Lufthygiene

U
m

 
unnötige 

W
ärm

everluste 
an 

den 
G

ebäuden 
zu 

verm
eiden, 

w
ird 

eine 
kom

pakte
Bauw

eise m
it Passivhausstandards em

pfohlen. D
ie D

achflächen sollten hinsichtlich der
aktiven N

utzung der solaren Einstrahlung m
it PV oder Solartherm

ie m
öglichst nach Süden

orientiert sein. Zur M
inim

ierung der lufthygienischen Belastung w
erden em

issionsarm
e und

rohstoffschonende H
eizungssystem

e em
pfohlen.

6.
Zisternen

Falls die verbindlich, bzw
. bei D

achbegrünung des H
auptdaches optional, festgesetzten

R
egenw

asserzisternen der G
ew

innung von Brauchw
asser dienen sollen, w

ird ausdrücklich
auf die D

IN
-gem

äße Trennung von Trinkw
asser und Brauchw

asser hingew
iesen.

7.
Entw

ässerung

Es w
ird darauf hingew

iesen, dass tiefer liegende Kellergeschosse m
öglicherw

eise nicht im
Freispiegel entw

ässert w
erden können. G

gf. sind H
ebeanlagen auf eigene Kosten zu

installieren und zu betreiben. Laut W
asserschutzgebietsverordnung ist eine Versickerung

von N
iederschlagsw

asser im
 Planbereich verboten.

8.
Erdw

ärm
e

D
ie N

utzung der Erdw
ärm

e setzt in der R
egel eine w

asserrechtliche Erlaubnis voraus.
D

eren Erteilung ist insbesondere von der kostenpflichtigen, gutachterlichen Bew
ertung der

hydrogeologischen Verhältnisse durch das H
essische Landesam

t für N
aturschutz, U

m
w

elt
und G

eologie oder ein qualifiziertes G
utachterbüro abhängig, die bei Bedarf bzw

. bei einem
entsprechenden Antrag einzuholen ist.

9.
Altlasten

W
enn bei Eingriffen in den Boden organoleptische Verunreinigungen festgestellt w

erden, ist
das R

egierungspräsidium
 zu beteiligen bzw

. ein Fachgutachter hinzu zu ziehen.

10.
Verglasungen

U
m

 
Vogelschlag 

an 
G

lasflächen 
zu 

verm
eiden 

ist 
der 

neueste 
Stand 

der 
Technik

anzuhalten. D
ie angew

andten Techniken m
üssen erw

iesenerm
aßen w

irksam
 sein.

11.Bundesnaturschutzgesetz BN
atSchG

Eine bestehende Linden-Baum
reihe (G

em
arkung H

eringen, Flur 8, Flurstück 13) ist als
gesetzlich geschütztes Biotop gem

äß § 30 Abs. 2 Satz 2 BN
atSchG

 in Verbindung m
it § 25

Abs. 1 N
r. 1 H

eN
atG

 eingestuft. Zur Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben w
urde bei

der U
nteren N

aturschutzbehörde der Kreisverw
altung Lim

burg-W
eilburg ein Antrag auf

Ausnahm
ezulassung nach § 30 Abs. 3, 4 BN

atSchG
 in Verbindung m

it § 25 Abs. 4 H
eN

atG
im

 
Zusam

m
enhang 

m
it 

der 
Aufstellung 

des 
Bebauungsplanes 

„H
interm

 
Kirchhof“,

G
em

einde H
ünfelden, O

rtsteil H
eringen gestellt. D

ie dort verankerten Vorgaben sind zu
beachten.
Per se sind die gesetzlichen Vorgaben der § 39 BN

atSchG
 und § 44 BN

atschG
 zu

beachten.

12.Plangenauigkeit

D
ie Planzeichnung w

urde auf der G
rundlage einer digitalisierten Flurkarte erstellt. Som

it ist
von einer hohen G

enauigkeit auszugehen, w
obei sich dennoch im

 R
ahm

en einer späteren
Ausführungsplanung oder Einm

essung Abw
eichungen ergeben können. D

afür kann seitens
der G

em
einde und des Planungsbüros keine G

ew
ähr übernom

m
en w

erden.

6.
Festsetzungen gem

äß [§ 9 Absatz 1 N
r. 18b, N

r.20 und 25 a und b BauG
B]

6.1
G

rundstücksfreiflächen
D

ie nicht befestigten oder überbauten G
rundstücksflächen sind gärtnerisch oder naturnah

(begrünt, ohne gärtnerische N
utzung oder Pflege) anzulegen. Schotter- und Kiesflächen,

sow
ie w

eitere G
artengestaltungsform

en, die w
eitgehend ohne Vegetation auskom

m
en sind

unzulässig.

6.2
Pflanzgebote m

it Pflanzbindungen und Pflanzerhaltung einschließlich M
aßnahm

en zur
Entw

icklung und Erhaltung

6.2.1
Es 

ist 
lt. 

Plandarstellung 
eine 

private 
G

rünfläche 
PG

 
m

it 
der 

Zw
eckbestim

m
ung

"W
ohngebietsgrün / Eingrünung" festgesetzt.

a)
D

ie Fläche ist von Versiegelungen zu m
indestens 80 %

 frei zu halten.
b)

Zulässig 
sind 

G
arteneinrichtungen, 

w
ie 

z. 
B. 

Terrassen, 
Pergolen, 

G
artenhäuser,

G
ew

ächshäuser oder die überdachte Lagerung von Brennholz.
c)

Auf der Fläche ist je lfd. 15 m
 G

rünstreifen m
indestens 1 großkroniger Laubbaum

 2. oder 3.
O

rdnung lt. D
arstellung Planzeichnung und 3 Strauchgehölze, Standort innerhalb der

Fläche frei w
ählbar, einzubringen. D

er lt. H
ess. N

achbarrechtsgesetz vorgeschriebene
M

indestabstand zu landw
irtschaftlichen Flächen ist einzuhalten.

d)
D

ie 
G

ehölze 
sind 

dauerhaft 
zu 

unterhalten, 
abgängige 

G
ehölze 

sind 
spätestens 

im
darauffolgenden Jahr nachzupflanzen.

6.2.2
Auf m

indestens 20 %
 der gesam

ten G
rundstücksfreifläche jeder Parzelle sind standort-

typische G
ehölze anzupflanzen. H

ierbei ist je angefangener 300 m
² G

rundstücksfläche ein
standortheim

ischer Laubbaum
 2. oder 3. O

rdnung oder hochstäm
m

iger 
O

bstbaum
 

zu
pflanzen. D

ie Anpflanzungsgebote aus der PG
 sind hierauf nicht anzurechnen.

  6.2.3
Es 

ist 
lt. 

Plandarstellung 
eine 

öffentliche 
G

rünfläche 
Ö

G
 

m
it 

der 
Zw

eckbestim
m

ung
"Sonstige G

rünfläche/Blühfläche" festgesetzt. D
ie Errichtung einer Parkbank ist zulässig.

Vorgesehene M
aßnahm

en:
Entw

icklung von intensiv genutzten G
rünland zu Extensiv-G

rünland m
it Blühaspekt:

a)
Initialansaat 

m
it 

entsprechender 
R

egio-Blüh-Ansaat 
M

ischung 
m

it 
Augenm

erk 
auf

Bienenw
eide. D

ie Saatstärke soll m
ind. 8 kg je ha betragen.

b)
Verbindliche 2-m

alige M
ahd je Jahr, m

it Abtransport des M
ahd G

ut.
c)

D
er erste Schnitt soll zw

ischen dem
 1. und 15. Juni erfolgen.

d)
D

ie verbindliche zw
eite N

utzung darf nicht vor dem
 15. August erfolgen.

e)
Bei starkem

 Aufw
uchs darf ggf. ein dritter Schnitt/N

utzung nicht vor dem
 25. Septem

ber
erfolgen.

f)
M

ulchm
ahd ist unzulässig.

g)
H

andelsdünger, 
M

ineraldünger, 
Sekundärrohstoffdünger 

und 
Pestizideinsatz 

und
W

irtschaftsdünger sind unzulässig.
h)

Bei Bedarf soll im
 Abstand von 3 bis 4 Jahren eine N

achsaat durch eine entsprechende
Blühm

ischung vgl. a) erfolgen.

6.2.4
Flachdächer und flach geneigte D

ächer (bis 10° D
achneigung) können extensiv begrünt

w
erden, sofern die Festsetzung Lit A Ziff. 7.3 dem

 nicht entgegen steht.

6.3
Artenschutz
G

rundstückseinfriedungen sollen für Kleintiere passierbar bleiben. D
urchgehende Beton-

und M
auersockel sind daher auszuschließen. Stützm

auern bleiben hiervon unberührt.
Vorzugsw

eise 
sollen 

transparente 
Einzäunungen 

oder 
Lebendeinfriedungen 

m
it

Flurabstand von m
ind. 10 bis 15 cm

 hergestellt w
erden.

Je entstehendem
 neuen G

ebäude sind m
ind. je 2 Q

uartierm
öglichkeiten in Form

 von
Kästen oder schon vorgefertigten Spalten für Flederm

äuse und Avifauna am
 G

ebäude oder
in der Freifläche anzubringen.
Für 

alle 
G

lasflächen, 
auch 

Fensterverglasung 
sind 

entspiegelte 
G

läser 
m

it 
einem

Außenreflexionsgrad 
von 

m
ax. 

10 
Prozent 

einzusetzen. 
D

ie 
D

urchsichtigkeit 
durch

Verw
endung 

transluzenter 
M

aterialien 
oder 

flächiges 
Aufbringen 

von 
M

arkierungen
(Punktraster, Streifen) ist nach aktuellem

 Stand der Technik so zu reduzieren, dass ein
Vogelschlag verm

ieden w
ird.

 § 39 BN
atSchG

 und § 44 BN
atSchG

 sind zu beachten.

6.4
Artenverw

endungsliste
Es ist standortgerechtes, stadtklim

averträgliches Pflanzm
aterial zu verw

enden. Vorrangig
sind Arten gem

äß der Liste im
 Anhang I zu verw

enden.

Zulässig gem
. § 4 Abs. 2

BauN
VO

 sind W
ohngebäude

sow
ie nicht störende

H
andw

erksbetriebe.

A
usgeschlossen sind:

die der Versorgung des G
ebietes

dienenden Läden, Schank- und
Speisew

irtschaften gem
. § 4 Abs.

2 N
r. 2 tlw

. BauN
VO

 sow
ie

Anlagen für kirchliche, kulturelle,
soziale, gesundheitliche und
sportliche Zw

ecke gem
. § 4 Abs.

2 N
r. 3 BauN

VO
.

D
ie gem

äß § 4 Abs. 3 BauN
VO

ausnahm
sw

eise zulässigen
N

utzungen sind insgesam
t

ausgeschlossen.

0,4
0,8

II
a o

abw
eichend-

offene
Bebauung:
m

axim
al

zulässige
G

ebäude-
längen bei

offener
Bebauung m

it
seitlichem

G
renzabstand:
W

A1: 25 m
W

A 2: 20 m
W

A 3: 35 m

W
A

Allgem
eines

W
ohngebiet

§ 4 BauN
VO

F
lächendisposition (ca. A

ngaben)

G
esam

tfläche
=

 15.600 m
²

V
erkehrsfläche

=
  3.467 m

²

bebaubar gem
. G

R
Z

 0,4
=

  4.192 m
²

F
reifläche

B
aufläche W

A
1−3

=
10.480 m

²

=
  6.288 m

²

G
rünfläche

=
  1.653 m

²

G
em

einde H
ünfelden, O

rtsteil H
eringen

Bebauungsplan
m

it  integriertem
 Landschaftsplanerischem

  Fachbeitrag
 für das G

ebiet  "H
interm

 Kirchhof"

E. Sonstige Vorschriften, H
inw

eise, Em
pfehlungen, nachrichtliche

Ü
bernahm

en

1. 
D

enkm
alschutz [§ 20 - 25 H

D
SchG

]

Bei 
Erdarbeiten 

können 
jederzeit 

Bodendenkm
äler 

w
ie 

M
auern, 

Steinsetzungen,
Bodenverfärbungen 

und 
Fundgegenstände, 

z. 
B. 

Scherben, 
Steingeräte, 

Skelettreste
entdeckt w

erden. 
D

iese sind 
nach § 21 H

D
SchG

 unverzüglich dem
 

Landesam
t 

für
D

enkm
alpflege, Archäologische D

enkm
alpflege oder der U

nteren D
enkm

alschutzbehörde
zu m

elden; Funde und Fundstellen sind in unverändertem
 Zustand zu erhalten und in

geeigneter W
eise bis zu einer Entscheidung zu schützen.

2.
Verlegen von Leitungen

Bei der Planung und D
urchführung von unterirdischen Ver- und Entsorgungsleitungen sind

zu 
geplanten 

Baum
standorten 

die 
M

indestabstände 
und 

Vorschriften 
gem

äß
D

VG
W

-R
egelw

erk 
zu 

beachten. 
Zur 

w
eiteren 

Abstim
m

ung 
und 

für 
die 

rechtzeitige
Koordinierung 

m
it 

Straßenbau- 
bzw

. 
Erschließungsm

aßnahm
en 

der 
verschiedenen

Versorger w
ird sich die Kom

m
une rechtzeitig vor Baubeginn m

it den Versorgungsträgern in
Verbindung setzen.
Bestehende Versorgungsanlagen sind zu berücksichtigen. Bauunternehm

er haben vor
Beginn der Bauarbeiten die Bestandsunterlagen der verschiedenen Versorgungsträger
einzuholen. Eigenm

ächtige Veränderungen an deren Anlagen sind unzulässig.
Bei Anpflanzungen im

 Bereich von Versorgungsleitungen m
uss der Abstand zw

ischen
Baum

 und G
asrohr bzw

. Kabel m
ind. 2,50 m

 betragen. Bei geringeren Abständen sind zum
Schutz von Versorgungsanlagen W

urzelschutzm
aßnahm

en zu treffen, w
obei die U

nterkante
des W

urzelschutzes bis auf die Verlegetiefe der Versorgungsleitungen reichen m
uss. Bei

dieser Schutzm
aßnahm

e kann der Abstand zw
ischen Schutzrohr und G

asrohr bzw
. Kabel

auf 0,50 m
 verringert w

erden. D
ies gilt auch für andere, m

indestens gleichw
ertig geeignete

Schutzm
aßnahm

en 
("M

erkblatt 
über 

Baum
standorte 

und 
unterirdische 

Ver- 
und

Entsorgungsanlagen" 
der 

Forschungsgesellschaft 
für 

Straßen- 
und 

Verkehrsw
esen,

Ausgabe 1989).

Z
ufahrten und S

tellplätze m
ax. 2.096 m

²
F

reifläche m
in.  4.192 m

²

4.
Zulässigkeit von baulichen Anlagen
[§ 9 Absatz 1 N

r. 2 BauG
B i.V.m

. § 22 BauN
VO

]

W
A 1:

Es sind Einzel- und D
oppelhäuser bis zu einer G

esam
tlänge von m

ax. 25 m
 zulässig.

W
A 2:

Es sind Einzelhäuser bis zu einer G
esam

tlänge von m
ax. 20 m

 zulässig.
W

A 3:
Es sind Einzel- und D

oppelhäuser sow
ie M

ehrfam
ilienhäuser bis zu einer G

esam
tlänge

von m
ax. 35 m

 zulässig.

Ein Einzelhaus (E) i.S. der Festsetzung ist ein freistehendes, selbststehendes, benutzbares
W

ohngebäude m
it separatem

, eigenem
 Eingang.

M
ax. zw

ei W
ohnungen je G

ebäude sind zulässig.

U
nter D

oppelhäusern (D
) w

erden i. S. der Festsetzung zw
ei über einer G

renze aneinander
gebaute 

und 
in 

ihrer 
Bebauung 

aufeinander 
abgestim

m
te 

H
äuser 

verstanden.
Ü

blicherw
eise w

irken die H
äuser als ein H

aus, sind aber faktisch zw
ei unabhängig

organisierte Einheiten.
M

ax. zw
ei W

ohnungen je D
oppelhaushälfte sind zulässig.

Ein M
ehrfam

ilienhaus (M
) i. S. der Festsetzung beinhaltet m

ehrere voneinander getrennte
W

ohnungen je G
ebäude.

V
erkehrsfläche, B

estand
=

  1.066 m
²

W
irtschaftsw

eg, Bestand
=

    .422 m
²

D
. Zuordnung von Eingriff und Ausgleich

G
em

. § 1 a BauG
B und § 9 Abs. 1a BauG

B w
ird in Verbindung m

it den getroffenen
Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 N

r. 20 BauG
B und § 9 Abs. 1 N

r. 25 BauG
B nachfolgende

Zuordnung getroffen:

Entsprechend 
Kom

pensationsverordnung 
2018 

sind 
143.708 

Biotopw
ertpunkte

auszugleichen.

G
em

äß § 1 a Abs. 3 BauG
B erfolgt eine Zuordnung einer Kom

pensationsm
aßnahm

e in der
Flur 8, Flurstück N

r. 24/1 auf einer Fläche von 499 m
² die bereits bilanziert ist und deren

W
ertgew

inn durch die M
aßnahm

en bereits berücksichtigt ist.

M
aßnahm

en: Entw
icklung von intensiv genutzten G

rünland zu Extensiv-G
rünland:

a)Ü
bersaat nach striegeln m

it entsprechender R
egio-Landschaftsrasen-Ansaat M

ischung m
it

Augenm
erk auf Bienenw

eide (m
ind. 40 %

 Kräuteranteil). D
ie Saatstärke soll m

ind. 8 kg je
ha betragen.

b)Verbindliche 2-m
alige N

utzung je Jahr, w
ahlw

eise M
ahd m

it Abtransport des M
ahd G

ut
oder W

eidenutzung.
c)D

er erste Schnitt soll zw
ischen dem

 1. und 15. Juni erfolgen.
d)D

ie verbindliche zw
eite N

utzung darf nicht vor dem
 15. August erfolgen.

e)Bei starkem
 Aufw

uchs darf ggf. ein dritter Schnitt/N
utzung nicht vor dem

 25. Septem
ber

erfolgen.
f)

M
ulchm

ahd ist unzulässig. Bei Bedarf kann ein R
einigungsschnitt m

it Abtransport des
M

ähguts erfolgen.
g)H

andelsdünger, 
M

ineraldünger, 
Sekundärrohstoffdünger 

und 
Pestizideinsatz 

und
W

irtschaftsdünger sind unzulässig.
h)Bei Bedarf darf im

 Abstand von 3 bis 4 Jahren eine N
achsaat durch autochthones

kräuterreiches Saatgut erfolgen.
Es erfolgt eine Zuordnung von 143.708 Biotopw

ertpunkten aus folgender gem
eindeeigener

vorlaufender Ersatzm
aßnahm

e:

„N
utzungsverzicht in der Abteilung 533-1 des G

em
eindew

aldes in der G
em

arkung D
auborn,

Flur 
55, 

Flurstücke 
24 

und 
26 

(je 
teilw

eise), 
sow

ie 
m

 
der 

Abteilung 
118-A1 

des
G

em
eindew

aldes in der G
em

arkung Kirberg, Flur 34, Flurstück 8/1 (teilw
eise)“.

AZ:
30.73-20240569, Bescheid vom

 18. Februar 2025

D
ie Ausbuchung ist der U

nteren N
aturschutzbehörde anzuzeigen.

2.
W

erbeanlagen

a)
W

erbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig.
b)

Ihre m
ax. G

röße w
ird im

 ausgew
iesenen W

ohngebiet auf 0,2 m
² begrenzt.

c)
D

ynam
ische W

erbeanlagen sow
ie Leuchtw

erbung sind generell ausgeschlossen.

Planbereich

Fußw
eg

=
    .223 m

²

Ö
ffentliche G

rünfläche
Private G

rünfläche
W

aldsaum

=
    .105 m

²
=

    .900 m
²

Flur 5

Flur 8

Für 
die 

befestigten 
Teile 

der 
G

rundstücksfreiflächen 
ist 

das 
anfallende

N
iederschlagsw

asser breitflächig zu versickern, w
enn w

asserrechtliche Belange dem
 nicht

entgegenstehen.
Es ist die Stellplatzsatzung der G

em
einde in der jew

eils gültigen Fassung anzuhalten.Eine
m

onetäre Ablösung von Stellplätzen w
ird, abw

eichend des § 7 der Stellplatzsatzung, vor
allem

 auch in H
inblick auf die zulässige M

ehrfam
ilienhausbebauung im

 dargestellten W
A 3,

generell nicht zugelassen.

ZE
IC
H
E
N
E
R
K
LÄ

R
U
N
G

B
estand

Flurstücksgrenze

Bauliche Anlage

Flurnum
m

er
Flurstücksnum

m
er

z. B.: Fl. 5
z. B.: 17

N
achrichtliche Ü

bernahm
e

G
renze des räum

lichen G
eltungsbereiches [§ 9 Absatz 7 BauG

B]

Baugrenze [§ 23 Absatz 1 und 3 BauN
VO

]

Festsetzungen

unterirdische Leitung Kanal
unterirdische Leitung Strom

unterirdische Leitung Telekom

a o 0,4

W
A 3

F,P,S,W
0° - 45°

0,8
Bauw

eise [§ 22 Absatz 2
BauN

VO
] a o =

abw
eichend-offene

D
achform

 Flach-, Pult-,
Sattel-,W

alm
dächer

D
achneigung

G
rundflächenzahl [§§ 16,

17 und 19 BauN
VO

]
G

eschoßflächenzahl [§§
16, 17 und 20 BauN

VO
]

Art der baulichen N
utzung

Zahl der Vollgeschosse
[§§ 16, 17 und 20 BauN

VO
]

II Allgem
eines W

ohngebiet W
A  [§ 4 BauN

VO
]

Abgrenzung unterschiedlicher N
utzung

öffentliche Verkehrsfläche, Bestand [§ 9 Absatz 1 N
r. 11]

unterirdische Leitung W
asser

H
inw

eis
Parzellierungsvorschlag nicht rechtsverbindlich

TSKW

FH
 m

ax.  = 11 m
H

öchstgrenze der G
ebäudehöhe

[§ 16 Absatz 2 N
r. 4  und § 18 Absatz 1 BauN

VO
]

V
öffentliche Verkehrsfläche, Planung [§ 9 Absatz 1 N

r. 11 BauG
B],

besonderer Zw
eckbestim

m
ung, hier: verkehrsberuhigter Bereich

Straßenbeleuchtung

öffentliche Verkehrsfläche, Bestand [§ 9 Absatz 1 N
r. 11 BauG

B],
besonderer Zw

eckbestim
m

ung, hier: W
irtschaftsw

eg

Ö
ffentliche G

rünfläche 1 [§ 9 Absatz 1 N
r. 15 BauG

B]
Zw

eckbestim
m

ung: Sonstige G
rünfläche

Ö
G

Private G
rünfläche [§ 9 Absatz 1 N

r. 15 BauG
B]

Zw
eckbestim

m
ung: W

ohngebietsgrün / Eingrünung
PG

Bereich ohne Ein- und Ausfahrten [§ 9 Abs. 1 N
r. 4, 11 und Absatz

6 BauG
B]

Einzel-,  D
oppel- und M

ehrfam
ilienhäuser zulässig [§ 9

Absatz 1 N
r. 2 BauN

VO
 i.V.m

. §  22 BauN
VO

]
E, D

, M

Anpflanzen von standortheim
ischen Bäum

en [§ 9 Absatz 1 N
r. 25a

BauG
B]

W
W

Lindenallee, gesetzl. geschütztes Biotop [§ 30 BN
atschG

]

überbaubar

nicht überbaubar

Verfahrensschritte:
D

atum

1.
a) Aufstellungsbeschluss [§ 2 Abs. 1 BauG

B]
19.11.2019

b) O
rtsübliche Bekanntm

achung des Aufstellungsbeschlusses  
16.06.2022

    [§ 2 Abs. 1BauG
B]

2.
a) Bekanntm

achung der frühzeitigen Beteiligung der Ö
ffentlichkeit

16.06.2022
    [§ 3 Abs. 1 i.V.m

. § 4a BauG
B]

b)  Frühzeitige Beteiligung der Ö
ffentlichkeit [§ 3 Abs. 1 i.V.m

. § 4a BauG
B]          27.06.2022

      
    

     bis
 29.07.2022

3.
a) U

nterrichtung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange
 27.06.2022

[§ 4 Abs. 1  i.V.m
. § 4a BauG

B] und Abstim
m

ung m
it benachbarten 

bis
G

em
einden

[§ 2 Abs. 2 BauG
B]     

 29.07.2022

b) Beschluss über die eingegangenen Anregungen
15.11.2022

4.
a) O

rtsübliche Bekanntm
achung der öffentlichen Auslegung [§ 3 Abs. 2 BauG

B]
25.04.2024

b) Ü
berm

ittlung des Auslegungsbeschlusses an die Träger öffentlicher
09.04.2024

Belange [§ 3 Abs. 2 BauG
B]

c) Ö
ffentliche Auslegung des Entw

urfes des Bebauungsplanes
29.04.2024

[§ 3 Abs. 2 BauG
B]

     bis
06.06.2024

e) Abw
ägungsbeschluss zu den vorgebrachten Anregungen  [§ 3 Abs. 2 

02.04.2025
BauG

B, § 4 Abs. 2 BauG
B] 

5.
Satzungsbeschluss gem

. [§ 10 Abs. 1 BauG
B]

02.04.2025

6.
D

er ordnungsgem
äße Ablauf des Verfahrens w

ird bestätigt.
D

er Inhalt des vorliegenden Bebauungsplanes stim
m

t m
it den Beschlüssen der 

G
em

eindevertretung überein.
Als Satzung ausgefertigt.
D

er Vorstand der G
em

einde H
ünfelden

Silvia Scheu-M
enzer

H
ünfelden, den                                        

  -Bürgerm
eisterin-

8.
O

rstübliche Bekanntm
achung des Bebauungsplanes und Inkrafttreten

[§ 10 Abs. 3 BauG
B].

D
er Beschluss des Bebauungsplanes durch die G

em
eindevertretung w

urde am

.................................... ortsüblich öffentlich bekanntgem
acht.

D
er Vorstand der G

em
einde H

ünfelden

Silvia Scheu-M
enzel

H
ünfelden, den                                        

   -Bürgerm
eisterin-

d) Beteiligung der Träger öffentlicher Belage [§ 4 Abs. 2 BauG
B]

16.04.2024
     bis
24.05.2024

4.
Bodenaushub / Bauarbeiten

D
er anfallende Erdaushub soll nach M

öglichkeit auf dem
 Baugrundstück verbleiben. D

er
O

berboden ist nach § 202 BauG
B zu Beginn der Erdarbeiten zu sichern und nach

Beendigung 
der 

Baum
aßnahm

e 
auf 

dem
 

G
rundstück 

zur 
H

erstellung 
von

Vegetationsschichten w
ieder aufzutragen. Vorgesehene G

rün- und Freiflächen sind von
Ablagerungen und Verdichtungen durch die Baum

aßnahm
e zu schützen.

Idealerw
eise soll das ausgebaute Bodenm

aterial direkt w
ieder eingebaut w

erden. Ist dies
nicht m

öglich, so m
üssen geeignete Flächen zur Zw

ischenlagerung bereitgestellt w
erden.

W
o 

m
öglich 

und 
erforderlich 

sind 
Vorsorgem

aßnahm
en 

zur 
Verhinderung 

von
Bodenabschw

em
m

ung w
ährend der Bauphase zu ergreifen.


Verdichtung:

Es 
sind 

keine 
vernässten 

oder 
stark 

hum
ose 

Böden 
betroffen, 

die 
hier 

besonders
em

pfindlich sind.
Zum

 Schutz des Bodengefüges sollen Baueinrichtungsflächen auf befestigten Bereichen
angelegt w

erden (Lastenverteilung, Verw
endung von Baggerm

atten). W
eiterhin sollen w

o
m

öglich Baustraßen und Baueinrichtungsflächen bzw
. Lagerflächen gezielt auf Flächen

gelenkt w
erden, die anschließend baulich genutzt w

erden sollen (zukünftige W
ege- oder

G
ebäudeflächen). Flächenhafte und ungeregelte Fahrten sollten verm

ieden w
erden.

Im
 Zuge der Bebauung sind G

rün- und Freiflächen von Anschüttungen, Ablagerungen,
Verdichtungen und m

echanischen Flächen- und Pflanzenschädigungen freizuhalten. D
ie

Planung soll sich auf das absolut erforderliche M
aß zur Zielverw

irklichung beschränken,
w

obei für Stellplätze und Zufahrten ausschließlich teilversiegelnde M
aterialien zur Erhöhung

der Infiltrationsrate zu verw
enden sind, sofern keine gesetzlichen Vorgaben dem

 entgegen
stehen.
Bauzeitenplanung: D

ie Bauausführung sollte nach M
öglichkeit in den trockenen Som

m
er-

und 
H

erbstm
onaten 

erfolgen. 
M

ögliche 
Bauunterbrechungen 

sollen 
nach 

ergiebigen
N

iederschlägen vorgesehen w
erden.

3.
Abfallw

irtschaft

U
nbelasteter Bodenaushub ist sow

eit m
öglich w

ieder auf dem
 G

rundstück einzubauen.Bei
Abriss- und Erdarbeiten im

 Plangebiet sind die Vorgaben im
 M

erkblatt „Entsorgung von
Bauabfällen" (Baum

erkblatt, Stand: 10.12.2015) der R
egierungspräsidien in H

essen für die
ordnungsgem

äße 
Abfalleinstufung 

und 
Entsorgung 

von 
Erdaushub 

u.a. 
anfallenden

Abfällen zu beachten.
Bei einer Lagerung des Erdaushubs kann eine G

enehm
igung nach N

r. 8.12 bzw
. N

r. 8.14
der 4. BIm

SchV erforderlich w
erden (siehe Kapitel 3.4 des v.g. M

erkblattes).
D

ie vorherige Zustim
m

ung der O
beren Abfallbehörde zu dem

 Beprobungsum
fang, der

Einstufung sow
ie zu den beabsichtigten Entsorgungsm

aßnahm
en ist einzuholen, w

enn
bisher nicht bekannte Schadstoffe im

 Bodenaushub erkennbar w
erden sollten.

Im
 H

inblick auf die ordnungsgem
äße Abfallentsorgung für m

ineralische Abfälle w
ird auf die

Vorgaben der seit 01.08.2023 geltenden Ersatzbaustoffverordnung (EBV) vom
 09.07.2021

(BG
Bl I s. 2598) hingew

iesen.
Am

 01.08.2023 ist die neue Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)
als Teil der sog. M

antelverordnung in Kraft getreten. D
ie m

ateriellen Anforderungen an das
Auf- und Einbringen vom

 Bodenm
aterial sind in den §§ 6 - 8 BBodSchV enthalten und von

der zuständigen Bodenschutzbehörde festzulegen und zu überw
achen.

Es 
w

ird 
darauf 

hingew
iesen, 

dass 
es 

sich 
bei 

einer 
Auffüllung 

nur 
dann 

um
 

eine
Verw

ertungsm
aßnahm

e von Abfällen (hier: Erdaushub) im
 Sinne von § 7 Abs. 3 KrW

G
handelt, w

enn nur so viel Erd- bzw
. Bodenm

aterial eingebracht w
ird, w

ie für die Profilierung
zur Erstellung der benötigten G

eländekubatur unbedingt benötigt w
ird. Sofern darüber

hinaus 
w

eiteres 
Bodenm

aterial 
eingebracht 

w
erden 

sollte, 
w

ürde 
es 

sich 
um

 
eine

unzulässige Abfallablagerung (Beseitigungsm
aßnahm

e) handeln. Bauschutt oder andere
Abfälle dürfen grundsätzlich nicht zur Auffüllung verw

endet w
erden.

Planungsstand:
09.04.2025

7.
Technische Vorkehrungen zum

 U
m

w
eltschutz / Im

m
issionsschutz bzw

. 
bauliche oder technische M

aßnahm
en in Zusam

m
enhang m

it Erneuerbarer 
Energie oder Kraft-W

ärm
e-Kopplung [§ 9 Abs. 1 N

r. 23 b und 24 BauG
B]

7.1
Es sollen nur Luftw

ärm
epum

pen m
it einem

 m
axim

alen Schalleistungspegel gem
äß den 

Vorgaben der Technischen Anleitung zum
 Schutz gegen Lärm

 (TA Lärm
) Verw

endung 
finden.

7.2
Für die funktionale Außenbeleuchtung sind ausschließlich Leuchtm

ittel nach neuestem
Standard 

(z. 
B. 

LED
-Technik) 

m
it 

einer 
Farbtem

peratur 
bis 

m
axim

al 
3.000 

Kelvin
(w

arm
w

eiße Lichtfarbe) unter Verw
endung vollständig gekapselter Leuchten-G

ehäuse, die
kein Licht vertikal oder horizontal em

ittieren, zulässig. H
ohe Blauanteile im

 Lichtspektrum
sind unzulässig. Abstrahlungen nach oben oder in die H

orizontale sind unzulässig. Eine
direkte Beleuchtung von G

ebäuden, Bäum
en und sonstigen G

ehölzen ist zu verm
eiden.

7.3
Im

 gesam
ten G

eltungsbereich dieses Bebauungsplans sind die nutzbaren D
achflächen der

neu 
zu 

errichtenden 
G

ebäude 
und 

baulichen 
Anlagen 

innerhalb 
der 

überbaubaren
G

rundstücksflächen zu m
indestens 50 %

 m
it Photovoltaik M

odulen zur N
utzung der

einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten (Solarm
indestfläche).

D
avon ausgenom

m
en sind D

achflächen, die überw
iegend nach N

orden ausgerichtet sind
oder durch bauliche Anlagen verschattet w

erden. Solartherm
ische Anlagen dürfen diesen

Prozentsatz nicht beeinträchtigen.

7.4
Beschränkung der Verw

endung von H
eizstoffen

Im
 G

eltungsbereich dieser Satzung ist die Verw
endung von H

eizöl für die R
aum

heizung 
und/oder die W

arm
w

asseraufbereitung nicht zulässig.


Verw

endung externer Bodenm
aterialien m

inderer Q
ualität:

Im
 R

ahm
en einer Baubegleitung und Beratung zu überw

achen.


Einträge von Schadstoffen:

Bei 
der 

Bauausführung 
ist 

darauf 
zu 

achten, 
dass 

keine 
Beeinträchtigungen 

durch
Baustellenbetrieb (Verdichtung, stoffliche Aspekte) entstehen insbesondere, dass keine
w

assergefährdenden Stoffe, w
ie z.B. Treibstoffe oder Löschw

asseranfall bei Brandfällen, in
den U

ntergrund gelangen. Baufahrzeuge und M
aschinen sind in arbeitsfreien Zeiten sow

ie
für Betankungsvorgänge sicher auf flüssigkeitsundurchlässigen Flächen abzustellen und
gegen Kraftstoff- und Ö

lverlust zu sichern.
Eventuell ausgetretene w

assergefährdende Stoffe oder dam
it verunreinigte Stoffe (z.B.

Löschw
asser) 

sind 
den 

W
asserbehörden, 

der 
nächsten 

Polizeidienststelle 
und 

dem
W

asserversorger zu m
elden.

W
assergefährdende Stoffe sind, vor W

itterung geschützt, in einem
 m

edienbeständigen
Auffangraum

 zu lagern.
D

er Einsatz von Pestiziden sollte im
 Sinne des G

rund- und Trinkw
asserschutzes auf privaten

und öffentlichen Flächen unterbleiben.
Von Baum

aßnahm
en anfallendes Abw

asser ist schadlos zu beseitigen. Eine Versickerung
desselben ist unzulässig.


Erosion:

W
ährend 

der 
Bauphase 

sind 
Vorsorgem

aßnahm
en 

zur 
Verhinderung 

von
Bodenabschw

em
m

ung zu treffen. Zur Erosionsverm
eidung von unm

ittelbar angrenzenden
landw

irtschaftlichen Flächen kann eine landw
irtschaftliche Beratung in Anspruch genom

m
en

w
erden.


Baubegleitung:

Im
 R

ahm
en der Bauausführung sollte ein Baustelleneinrichtungsplan/bodenkundliche

Baubegleitung unter Berücksichtigung der w
ie vor genannten Ausführungen folgende

bodenschützende Kom
ponenten enthalten:

-
Bauzeitenplanung hinsichtlich W

itterung und Jahreszeiten.
-

Baubedarfsflächeneinteilung für Baustraßen, Baucontainer, Lagerflächen für Baum
aterial

und Bodenm
ieten.

-
G

gf. Eruierung von Tabuflächen w
ie spätere G

arten oder G
rünflächen und Sicherung

dieser durch Bauzäune.
-

H
erstellung von Baustraßen etc. durch unbedenkliche M

aterialien und vollständiger
R

ückbau tem
porärer Baustraßen und Bodenlockerung nach Bauabschluss.

-
Sicherungsm

aßnahm
en gegen W

assergefährdende Stoffe.
-

D
ie Pflichten der Vorsorge sind zu w

ahren. D
ies betrifft insbesondere auch die

Baueinrichtungsflächen und Zuw
ege, die grundsätzlich nicht auf em

pfindlichen Standorten
eingerichtet w

erden sollten.

N
achfolgend 

genannte 
Infoblätter 

des 
H

ess 
M

inisterium
s 

für 
U

m
w

elt, 
Klim

aschutz,
Landw

irtschaft und Verbraucherschutz sind zu beachten: Boden - m
ehr als Baugrund;

Bodenschutz für Bauausführende; Boden - dam
it ihr G

arten funktioniert, Bodenschutz für
H

äuslebauer; (jew
eils unter: https://um

w
elt.hessen.de)

R
echtsgrundlagen

Ü
bersichtslageplan ohne M

aßstab

H
eringen

W
aldsaum

 [§ 9 Absatz 1 N
r. 18b BauG

B]

öffentliche Verkehrsfläche, Planung [§ 9 Absatz 1 N
r. 11 BauG

B],
besonderer Zw

eckbestim
m

ung, hier: Fußw
eg

V
erkehrsfläche

=
  1.756 m

²

=
     .648 m

²


Verm

ischung verschiedener Bodenschichten:
Ein sachgerechter U

m
gang m

it dem
 Schutzgut Boden bei unverm

eidlichen Bodeneingriffen
ist festgesetzt.
D

er bei baulichen M
aßnahm

en anfallende Erdaushub ist im
 Sinne des M

assenausgleiches
zur 

Schonung 
von 

D
eponieraum

 
nach 

M
öglichkeit 

auf 
dem

 
betroffenen 

G
rundstück

w
iedereinzubauen. D

ie Vorschriften zur Behandlung des O
berbodens sind dringend zu

beachten. O
ber- und U

nterboden sind grundsätzlich getrennt voneinander zu lagern. D
ie

Bodenm
ieten dürfen generell nicht befahren w

erden und m
üssen bei einer Lagerung von

über 6 W
ochen begrünt w

erden, um
 eine D

urchlüftung und Entw
ässerung zu gew

ährleisten
und das Bodenm

aterial sicher zu stellen. Eine Ansaat schützt darüber hinaus vor Erosion
und unterdrückt unkontrollierte Selbstbegrünung (U

nkrautsam
enpotential).

D
er W

iedereinbau des zw
ischengelagerten Bodenm

aterials w
ird bei trockener W

itterung
ebenfalls horizontw

eise entsprechend der ursprünglichen R
eihenfolge vorgenom

m
en. D

ie
gesetzlichen 

Vorgaben 
(Verw

ertung 
von 

Bodenm
aterial) 

und 
(Bodenarbeiten) 

sind
einzuhalten.
Für die W

eiterverw
endung von anfallendem

 Bodenm
aterial an anderer Stelle gelten gem

äß
Erlass die Vorsorgew

erte nach Anhang 2 N
r.4 der BBodSchV (R

ichtlinie für die Verw
ertung

von 
Bodenm

aterial, 
Bauschutt 

und 
Straßenaufbruch 

in 
Tagebauen 

und 
im

 
R

ahm
en

sonstiger Abgrabungen, Staatsanzeiger H
essen N

r. 10, 03. M
ärz 2014).

D
er 

Vorsorgepflicht 
nach 

§ 
7 

BundesBodenschutzgesetz 
i.V. 

m
it 

den 
§§ 

9-12
Bundesbodenschutzverordnung ist R

echnung zu tragen.

gepl. Schm
utzw

asser Kanal (Fa. Som
m

er, G
enehm

igungsplan)
gepl. R

egenw
asser Kanal (Fa. Som

m
er, G

enehm
igungsplan)

SW
R

W

B
augesetzbuch

(BauG
B

) i. d. F. der Bekanntm
achung vom

 3. N
ovem

ber 2017 (BG
Bl. I N

r. 72 vom
 10.11.2017 S.

3634), zuletzt geändert BG
Bl. I N

r. 394 vom
 22.12.2023

B
undes-Bodenschutz- und A

ltlastenverordnung
(BBodSchV) vom

 9. Juli 2021 (BG
Bl. I N

r. 43 vom
 16.07.2021 S. 2598, 2716) Inkrafttreten 01.08.2023

B
undesfernstraßengesetz

(FstrG
) in der Fassung der Bekanntm

achung vom
 28.06.2007 (BG

Bl. I N
r.29 vom

 10.07.2007 S. 1206)
zuletzt geändert BG

Bl. I N
r. 409 vom

 28.12.2023
Erlass zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TöB) in
städtebaulichen Verfahren nach dem

 Baugesetzbuch(BauG
B)

vom
 11. 12. 2019, StAnz. 52/2019, S.1373 bis 1376, in Kraft am

 24. 12. 2019
G

esetz über die U
m

w
eltverträglichkeitsprüfung

(U
VPG

) in der Fassung der Bekanntm
achung vom

 18. M
ärz 2021 (BG

Bl. I N
r. 14 vom

 06.04.2021 S.
540) zuletzt geändert BG

Bl. I N
r. 151 vom

 15.05.2024
G

esetz über N
aturschutz und Landschaftspflege

(Bundesnaturschutzgesetz - BN
atSchG

) i. d. F. vom
 29. Juli 2009 (BG

BL. I S. 2542 m
. W

. v. 1. M
ärz

2010), zuletzt geändert BG
Bl. I N

r. 153 vom
 15.05.2024

G
esetz zur Förderung der Kreislaufw

irtschaft und Sicherung der um
w

eltverträglichen
B

ew
irtschaftung von Abfällen

(Kreislaufw
irtschaftsgesetz - KrW

G
) vom

 24. Februar 2012 (BG
BI. I S. 212), zuletzt geändert BG

Bl. I
N

r. 56 vom
 08.03.2023

G
esetz zur M

obilisierung von Bauland
(Baulandm

obilisierungsgesetz) vom
 14. Juni 2021 Bundesgesetzblatt 2021 Teil I N

r. 33 vom
 22. Juni

2021 lS 1802 - 1809, in Kraft getreten am
 23.06.2021.

G
esetz zur O

rdnung des W
asserhaushalts

(W
asserhaushaltsgesetz - W

H
G

) Letzte N
eufassung vom

 31. Juli 2009 (BG
Bl. I N

r. 51 vom
06.08.2009 S. 2585), zuletzt geändert BG

Bl. I N
r. 409 vom

 28.12.2023
G

esetz zum
 Schutz vor schädlichen B

odenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten
(Bundes-Bodenschutzgesetz BBodSchG

) vom
 17. M

ärz 1998 (BG
Bl. I N

r. 16 vom
 24.03.1998 S. 502)

zuletzt geändert BG
Bl. I N

r. 9 vom
 03.03.2021 S. 306

G
esetz zum

 Schutz vor schädlichen U
m

w
elteinw

irkungen durch Luftverunreinigungen,
G

eräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge
(Bundes-Im

m
issionsschutzgesetz - BIm

SchG
) in der Fassung der Bekanntm

achung vom
 17. M

ai 2013
(BG

Bl. I N
r. 25 vom

 27.05.2013 S. 1274), zuletzt geändert BG
Bl. I N

r. 202 vom
 02.08.2023

G
esetz zur Stärkung der D

igitalisierung im
 Bauleitplanverfahren und zur Änderung w

eiterer
Vorschriften
G

esetz vom
 03.07.2023 BG

Bl 2023 l N
r. 176, 214; G

eltung ab 07.07.2023
G

esetz zur Erhaltung des W
aldes und zur Förderung der Forstw

irtschaft
(Bundesw

aldgesetz)vom
 2. M

ai 1975 (BG
Bl. I N

r. 50 vom
 07.05.1975 S. 1037), zuletzt geändert BG

Bl.
I N

r. 53 vom
 17.08.2021 S. 3436

H
andlungsanleitung für den Einsatz rechtlicher und technischer Instrum

ente zum
H

ochw
asserschutz in der R

aum
ordnung, in der B

auleitplanung und bei der Zulassung von
Einzelbauvorhaben
vom

 17. M
ai 2016 (AR

G
E BAU

)
H

essische B
auordnung

(H
BO

)vom
 28. M

ai 2018 (G
VBl. H

essen I N
r. 9 vom

 06.06.2018, S. 198), zuletzt geändert G
VBl.

H
essen N

r. 25 vom
 01.08.2023, S. 582

H
essische G

em
eindeordnung

(H
G

O
) in der Fassung der Bekanntm

achung vom
 7. M

ärz 2005 (G
VBl. H

essen I N
r. 7 vom

17.03.2005, S. 142), zuletzt geändert G
VBl. H

essen N
r. 6 vom

 27.02.2023, S. 90
H

essisches Ausführungsgesetz zum
 Kreislaufw

irtschaftsgesetz
(H

AKrW
G

) vom
 6. M

ärz 2013, G
VBl. S. 80, zuletzt geändert am

 3. M
ai 2018, G

VBl. S. 82, 145
H

essisches Denkm
alschutzgesetz

(H
D

SchG
) vom

 28. N
ovem

ber 2016 (G
VBl. H

essen I N
r. 18 vom

 06.12.2016, S. 211)
H

essisches G
esetz zum

 Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft
(H

eN
atG

) vom
 25. M

ai 2023 (G
VBl. H

essen N
r. 18 vom

 07.06.2023, S. 379) zuletzt geändert G
VBl.

H
essen N

r. 22 vom
 11.07.2023, S. 473

H
essisches G

esetz zur A
usführung des Bundes-B

odenschutzgesetzes und zur
A

ltlastensanierung
(H

essisches Altlasten- und Bodenschutzgesetz - H
AltBodSchG

) vom
 28. Septem

ber 2007 (G
VBl.

H
essen I N

r. 21 vom
 08.10.2007, S. 652) zuletzt geändert G

VBl. H
essen N

r. 36 vom
 08.10.2021, S.

602
H

essisches Nachbarrechtsgesetz
(N

achbG
) vom

 24. Septem
ber 1962 (G

VBl. H
essen I N

r. 30 vom
 27.09.1962, S. 417), zuletzt geändert

am
 G

VBl. H
essen N

r. 29 vom
 05.10.2022, S. 460

H
essisches Straßengesetz

(H
StrG

) in der Fassung der Bekanntm
achung vom

 8. Juni 2003 (G
VBI. H

essen I N
r. 10 vom

27.06.2003, S. 166), zuletzt geändert G
VBl. H

essen N
r. 21 vom

 10.07.2023, S. 426
H

essisches W
aldgesetz (HW

aldG
) vom

 27. Juni 2013 (G
VBl. H

essen N
r. 16 vom

 08.07.2013, S.
458), zuletzt geändert G

VBl. H
essen N

r. 7 vom
 02.03.2022, S. 126

H
essisches W

assergesetz
(H

W
G

) vom
 14. D

ezem
ber 2010 (G

VBl. H
essen I N

r. 23 vom
 23.12.2010, S. 548), zuletzt geändert

G
VBl. H

essen N
r. 22 vom

 11.07.2023, S. 473
K

reislaufw
irtschaftsgesetz

(KrW
G

) vom
 24. Februar 2012 (BG

BI. I S. 212), zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 9 des G
esetzes

vom
 20. Juli 2017 (BG

Bl l S 2808
R

aum
ordnungsgesetz

(R
O

G
) vom

 22. D
ezem

ber 2008 (BG
Bl. I N

r. 65 vom
 30.12.2008 S. 2986), zuletzt geändert am

 3.
D

ezem
ber 2020 (BG

Bl. I S. 2694)
R

ichtlinie 2011/92/EU
 des Europäischen Parlam

ents und des Rates über die
U

m
w

eltverträglichkeitsprüfung bei bestim
m

ten öffentlichen und privaten Projekten
vom

 13. D
ezem

ber 2011 (ABl. EU
 vom

 28.01.2012 N
r. L 26 S. 1), zuletzt geändert am

 16. April 2014
durch Artikel 1 der R

ichtlinie 2014/52/EU
 des Europäischen Parlam

ents und des R
ates zur Änderung

der R
ichtlinie 2011/92/EU

 über die U
m

w
eltverträglichkeitsprüfung bei bestim

m
ten öffentlichen und

privaten Projekten (ABl. EU
 vom

 25.04.2014 N
r. L 124 S. 1)

R
ichtlinie 2000/60/EG

 des Europäischen Parlam
ents und des R

ates zur Schaffung eines
O

rdnungsrahm
ens für M

aßnahm
en der G

em
einschaft im

 B
ereich der W

asserpolitik
vom

 23. O
ktober 2000 (ABl. EG

 vom
 22.12.2000 N

r. L 327 S. 1), zuletzt geändert am
 30. O

ktober
2014 durch Artikel 1 der R

ichtlinie 2014/101/EU
 der Kom

m
ission zur Änderung der R

ichtlinie
2000/60/EG

 des Europäischen Parlam
ents und des R

ates zur Schaffung eines O
rdnungsrahm

ens für
M

aßnahm
en der G

em
einschaft im

 Bereich der W
asserpolitik (ABl. EU

 vom
 31.10.2014 N

r. L 311 S.
32)
Sechzehnte Verordnung zur D

urchführung des Bundes-Im
m

issionsschutzgesetzes
(Verkehrslärm

schutzverordnung - 16. BIm
SchV) vom

 12. Juni 1990 (BG
Bl. I N

r. 27 vom
 20.06.1990 S.

1036), zuletzt geändert am
 4. N

ovem
ber 2020 durch Artikel 1 (BG

Bl. I N
r. 33 vom

 22.06.2021 S. 1802)
Verordnung über den B

au und B
etrieb von G

aragen und Stellplätzen
(G

aragenverordnung - G
aV) in der Fassung der Ausfertigung vom

 17. N
ovem

ber 2014; (G
VBl. 2014,

286)
Verordnung über die bauliche Nutzung der G

rundstücke
(Baunutzungsverordnung - BauN

VO
) in der Fassung der Bekanntm

achung vom
 21. N

ovem
ber 2017

(BG
Bl. I N

r. 75 vom
 29.11.2017 S. 3786), zuletzt geändert BG

Bl. I N
r. 176 vom

 06.07.2023
Verordnung über die A

usarbeitung der Bauleitpläne und die D
arstellung des Planinhaltes

(Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom
 18. D

ezem
ber 1990 (BG

Bl. 1991 I S. 58), zuletzt
geändert BG

Bl. I N
r. 33 vom

 22.06.2021 S. 1802
Verordnung über die D

urchführung von Kom
pensationsm

aßnahm
en, das führen von

Ö
kokonten, deren Handelbarkeit und die Festsetzung von Ersatzzahlungen

(Kom
pensationsverordnung - KV) 1) 1) FFN

 881-52 vom
 26. O

ktober 2018 (G
VBl. H

essen I N
r. 24

vom
 09.11.2018, S. 652) zuletzt geändert G

VBl. H
essen N

r. 3 vom
 01.02.2019, S. 19

Verordnung zum
 Schutz w

ild lebender Tier- und Pflanzenarten
(Bundesartenschutzverordnung - BArtSchV) vom

 16. Februar 2005 (BG
Bl. I N

r. 11 vom
 24.02.2005 S.

258; BG
Bl. I N

r. 18 vom
 29.03.2005 S. 896) zuletzt geändert BG

Bl. I N
r. 3 vom

 28.01.2013 S. 95
Zw

eite Verordnung zur N
ovellierung der Trinkw

asserverordnung
(Trinkw

asserverordnung - Trinkw
V) BG

Bl. 2023 N
r. 159 vom

 23.06.2023; Ausfertigung am
 20.06.2023

gepl. Leitung W
asser (Fa. Som

m
er, G

enehm
igungsplan)

FW

6.5
M

aßnahm
en zum

 Schutz zur Pflege und zur Entw
icklung von Boden, N

atur und Landschaft
D

er Boden ist entsprechend der gesetzlichen Vorgaben in getrennten M
ieten zu lagern und

zu schützen (vgl. Lit E N
r. 4). Im

 Baufeld nicht m
ehr benötigter M

utterboden ist bei Eignung
zur Bodenverbesserung im

 Bereich anderer geeigneter Ackerflächen w
ieder aufzubringen.

D
ie M

aßnahm
e hat in Abstim

m
ung m

it dem
 zuständigen Am

t für Landw
irtschaft zu erfolgen.

Eine bodenkundliche Baubegleitung ist für die w
eitere Erschließungsplanung bereits ab der

Ausführungsplanungsphase vorzusehen und bezüglich des vorsorgenden Bodenschutzes
zu beachten und zu berücksichtigen.

6.6
Fläche für W

ald
Es ist lt. Plandarstellung eine Fläche für W

ald zum
 Erhalt eines W

aldsaum
es festgesetzt.

D
er Bereich w

ird forstlich aktuell als Schutzw
ald geführt und som

it nicht bew
irtschaftet,

sondern unterliegt der natürlichen Sukzession. Es erfolgt eine R
egelkontrolle hinsichtlich

der Verkehrssicherheit im
 Abstand von 12 M

onaten, sow
ie zusätzliche Kontrollen bei

Bedarf (Sturm
w

arnung oder an neuralgischen Punkten w
ie Bebauung oder an Sitzbänken).
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